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N A C H R I C H T E N  

SPD stimmt der 
Grün-Koalition zu 
KÖLN: Die nordhrein-westfälische SPD hat 
dem Koalitionsvertrag mit den Grünen zuge
stimmt. Die rund 300 Delegierten stimmten auf 
einem Parteitag in Köln am Sonntag bei einer 
Enthaltung einstimmig für die Fortsetzung der 
Koalition. Ministerpräsident Wolfgang Cle
ment und SPD-Landeschef Franz Müntefering 
hatten zuvor für die Koalition geworben. Cle
ment sprach von einer guten und belastbaren 
Grundlage für die nächsten fünf Jahre. Die 
Grünen hatten am Samstag mit knapper Mehr
heit dem Koalitionsvertrag zugestimmt, der bei 
der  Basis viel Kritik ausgelöst hatte. Knapp 57 
Prozent der  Delegierten votierten nach hefti
ger Diskussion auf dem Parteitag in Bonn für 
die Neuauflage des RegierungsbUndnisses. Der  
Regierungsbildung im bevölkerungsreichsten 
Bundesland war besondere Bedeutung auch 
für die Bundespolitik beigemessen worden, 
weil Clement rechnerisch auch mit der  F D P  ko
alieren könnte, die unter ihrem Spitzenkandi
daten Jürgen Möllemann bei der  Landtagswahl 
am 14. Mai überraschend stark abgeschnitten 
hatte. 

Rätselraten um 
verschwundene Daten 
LOS ALAMOS: Die verschwundenen Compu-
ter-Festplatten mit Geheimdaten aus dem US-
Atomwaffenlabor Los Alamos sind zwar wieder 
aufgetaucht. Trotzdem herrscht weiterhin Rät
selraten über die Hintergründe des Falls. Das 
FBI setzte am Sonntag die Auswertung der Da
tensammlung fort und unterzog Dutzende Wis
senschafter einem Lügendetektortest. Die Fest
platten waren in einem Sicherheitstrakt des La
bors hinter einem Kopierer gefunden worden. 

Die Stelle war zuvor bereits zweimal abge
sucht worden. Die Datenträger wurden direkt 
nach Washington geflogen, wo das FBI klären 
wollte, ob die geheimen Daten über Atomwaf
fen kopiert wurden. Auf den Festplatten sind 
neben allen wesentlichen Geheimdaten zur 
Entschärfung der  amerikanischen Atombom
ben nach einem Bericht der  «Los Angeles Ti
mes» auch Informationen über Atomwaffen 
Frankreichs, Chinas und Russlands enthalten. 
Ein Experte sagte im Fernsehsender MSNBC, 
die Untersuchung könne Wochen dauern. 

Mehrere Senatoren äusserten die Sorge, die 
Informationen könnten Terroristen in die Lage 
versetzen, Atomsprengsätze zu bauen. Der re
publikanische Präsidentschaftskandidat Geor
ge Bush erklärte, die Regierung von Präsident 
Bill Clinton sei für die Sicherheitslücken ver
antwortlich. 

Walesa ist Kandidat 
WARSCHAU: Der  frühere polnische Staats
chef Lech Walesa ist am Sonntag von seiner 
christdemokratischen Partei als Präsident
schaftskandidat aufgestellt worden. Gemäss 
Umfragen hat Walesa kaum Chancen auf eine 
Rückkehr in den Präsidentenpalast. Der  56-
jährige Friedensnobelpreisträger tritt bei den 
Wahlen im Oktober gegen den gegenwärtigen 
Staatschef Aleksander Kwasniewski an, der ihn 
1995 aus dem Amt  gedrängt hatte. Derzeit wol
len gemäss jüngsten Umfragen nur vier Prozent 
der Wähler für den Gründer der Gewerkschaft 
Solidarnosc stimmen. Mit einer Zustimmung 
von 70 Prozent ist der post-kommunistische 
Staatschef Kwasniewski grosser Favorit 

Frankreich gedenkt 
dem Widerstand 
PARIS: Die politische Führung Frankreichs ha
ben am Sonntag General Charles de Gaulle und 
dessen Einsatz für ein freies Frankreich gewür
digt. De  Gaulle hatte am 18. Juni 1940 aus dem 
Exil in London zum Widerstand gegen die deut
schen Besatzer aufgerufen. Präsident Jacques 
Chirac, Premierminister Lionel Jospin, mehrere 
Minister und Kriegsveteranen kamen am Welt
kriegsdenkmal von Mont Valerien bei Paris zum 
60. Jahrestag zu einer Gedenkfeier zusammen. 
Chirac verneigte sich vor der ewigen Flamme. 
Dort steht der  Spruch: «Was auch immer ge
schieht -d ie  Flamme des Widerstands wird nicht 
erlöschen». D e  Gaulle hatte am 18. Juni 1940 
von London aus über die BBC dazu aufgerufen, 
den Widerstand gegen Nazi-Deutschland auch 
nach der militärischen Niederlage fortzusetzen. 
Der  spätere Gründer der  Fünften Republik und 
langjährige französische Präsident war damals 
Unterstaatssekretär im Verteidigungsministeri
um. Zum 60. Jahrestag bekam das im Pariser In
validendom untergebrachte Armeemuseum ei
nen neuen Charles-de-Gaulle-Flügel. 

Waffenruhe am Horn 
Äthiopien und Eritrea unterzeichnen endlich ein Waffenstillstands-Abkommen 

ALGIER: Äthiopien und Erit
rea haben in Algier ein Waf-
fenstillstands-Abkommen un
terzeichnet. Die Vereinbarung 
war unter Vermittlung der Or
ganisation der Afrikanischen 
Einheit (OAU) erfolgt. 
Im Beisein des amtierenden OAU-
Vörsitzenden, des algerischen 
Staatspräsidenten Abdelaziz Bou-
teflika, unterzeichneten die Aussen-
minister der beiden Staaten, 
Seyoum Mesfin (Äthiopien) und 
Haile Woldensae (Eritrea), am 
Sonntag das Abkommen. 

An der  Zeremonie im Präsiden
tenpalast der algerischen Haupt
stadt nahmen neben Bouteflika 
auch OUA-Generalsekretär Selim 
Ahmed Selim, der  algerische Chef-
unterhändler Sid Ahmed Ouyahia, 
die Beauftragten der  USA und der 
E U  für das Horn von Afrika, Ant
hony Lake und Rino Serri, sowie 
das in Algier akkreditierte diploma
tische Korps teil. 

Durchbruch 
In ihren Ansprachen bezeichne

ten die Aussenminister Eritreas und 
Äthiopiens den Vertrag als «Durch
bruch», betonten aber zugleich, dass 
e r  nur «ein erster Schritt in Rich
tung endgültiger Frieden» sei. Sie 
bedankten sich ausdrücklich beim 
OAU-Vorsitzenden für dessen per
sönlichen Einsatz zur Beendigung 
des Krieges. Bouteflika war Mitte 
Mai überraschend in die Hauptstäd
te beider Länder geflogen, um die 
Kriegsparteien an den Verhand
lungstisch zurück zu bringen. Im 
April war eine erste Verhandlungs
runde in Algier ergebnislos abge
brochen worden. Der  unterzeichne
te Vertrag ist das Ergebnis der 
jüngsten indirekten Verhandlungen 

Die Bevölkerung am Horn von Afrika leidet seit Jahren. Ob es jetzt besser wird? (Bild: Keystone) 

zwischen beiden Ländern vom 30. 
Mai bis 10. Juni in Algier. A n  der 
Front schweigen die Waffen bereits 
seit Donnerstag. 

Die Pufferzone 
Der  15 Punkte umfassende Plan 

sieht vor, dass sich die äthiopischen 
TVuppen auf die Vorkriegspositio
nen zurückziehen. Zwischen beiden 
Staaten soll eine 25 Kilometer tiefe 
Pufferzone auf eritreischem Territo
rium eingerichtet und durch eine 
UNO- Friedenstruppe überwacht 
werden. Unklar war am Wochenen
de noch, wie viele Soldaten und wel
che militärtechnische Ausrüstung 
die jüngste UNO-Truppe in einem 

afrikanischen Krisengebiet haben 
soll. Spezialisten sollen nach der 
Thippenentflechtung zudem den 
genauen Verlauf der über 1000 Ki
lometer langen Grenze klären. 

Im russischen Aussenministerium 
wurde laut Nachrichtenagentur In
terfax die Waffenruhe begrüsst. Für 
die; USA hatte bereits im Vorfeld 
der Unterzeichnung der Sonderbe
auftragte Lake erklärt, die Statio
nierung der UNO-Thippe sei ein 
wichtiger erster Schritt. Der  zweite 
müsse zur international anerkann
ten Festlegung der Grenze führen. 

Die beiden Staaten am Horn von 
Afrika führten seit Mai 1998 Krieg, 
angeblich ging es um umstrittene 

Grenzabschnitte. Im Mai 2000 wa
ren  die Kämpfe nach einer längeren 
Pause wieder aufgeflammt; äthiopi
sche Ihippen drangen in einer 
Grossoffensive weit auf eritreisches 
Gebiet vor. In dem Konflikt zwi
schen den beiden armen Staaten 
sollen über 100 000 Soldaten beider 
Seiten gefallen sein. 

Binnenland 
Eritrea, früher eine Provinz 

Äthiopiens, war vor sieben Jahren 
selbstständig geworden. Seitdem ist 
Äthiopien ein Binnenland ohne Zu
gang zum Meer. Seine Exporte müs
sen Uber Häfen in Eritrea oder Dji-
buti abgewickelt werden. 

Friedensprozess stagniert immer noch 
Israel und Palästina: Hoffen auf baldigen Dreier-Gipfel 

JERUSALEM: Der israelisch
palästinensische Friedensprozess 
stagniert weiterhin. Die in den USA 
geführten fünftägigen Gespräche 
über eine Übergangsvereinbarung 
wurden am Wochenende ohne Er
gebnis beendet 

Nun liegen die Hoffnungen wieder 
bei den USA. In der kommenden 
Woche soll die Möglichkeit eines 
Dreier-Gipfels zwischen US-Präsi
dent Bill Clinton, Israels Regie
rungschef Ehud Barak sowie Paläs
tinenserchef Jassir Arafat ausgelo
tet werden, um den Friedensprozess 
wieder flott zu machen. 

Clinton soll Druck machen 
Clinton habe Arafat zugesagt, 

Druck auf Israel auszuüben, damit 
es die vertraglichen Verpflichtun
gen des Friedensprozesses erfülle, 
sagte der palästinensische Pla
nungsminister Nabil Shaath nach 
der  Rückkehr Arafats aus den 
USA. 

Arafat wirft Israel vor, nicht 
ernsthaft an einem Frieden interes
siert zu sein. Bei einem Treffen mit 
dem ägyptischen Präsidenten Hosni 
Mubarak sagte der Palästinenser-
Präsident in Kairo, auf dem Weg zu 
einem endgültigen Friedensabkom
men seien bisher keine Fortschritte 
zu erkennen. 

Dreier-Gipfel wird ausgelotet 
Die am Freitag unterbrochenen 

israelisch-palästinensischen Ge
spräche in der Nähe von Washing
ton, sollen in der  kommenden Wo
che fortgesetzt werden, möglicher
weise in Kairo. Zudem schickt Wa
shington in dieser Woche erneut sei
nen Nahost-Vermittler Dennis Ross 
in die Region.Ende der  Woche wird 
auch US-Aussenministerin Made

der ultra-orthodoxen Schas-Partei 
gelöst werden kann. «Es würde 
mich nicht erstaunen, wenn in den 
nächsten Stunden eine Vereinba
rung getroffen wird», erklärte der  
Finanzminister und Barak-Vertrau
te, Avraham Schohat, am Sonntag 
nach einer nächtlichen Marathon-
Sitzung im Radio. 

Bei der auf Dienstag verschobe
nen wöchentlichen Kabinettssit
zung wollten die Schas-Minister ei
gentlich von ihren Ämtern zurück
treten. Die Regierung steckt in ei
ner schweren Krise, seit die Schas-
Partei letzte Woche ihre vier Mi
nister auffordert hat auf die nächste 
Kabinettssitzung ihre Entlassungs
gesuche einzureichen. 

Die UNO wacht seit Jahren darüber, dass es zwischen Israelis und Palesti-
nensern zu keinen Zwischenfällen kommt. Der Friedensprozess stagniert. 

leine Albright in den Nahen Osten 
reisen. Beide sollen die Möglichkei
ten für einen Dreier-Gipfel Clinton, 
Arafat und Barak sondieren, bei 
dem das israelisch-palästinensische 
Rahmenabkommen abgeschlossen 
werden soll. 

Nach dem Zwischenabkommen 
von Sharm el Sheikh (»Wye II») 
müssen die Endstatus-Verhandlun
gen bis 13. September abgeschlos
sen sein. Z u  diesem Zeitpunkt be
anspruchen die Palästinenser das 
Recht, ihren souveränen Staat aus
zurufen. Barak hatte das Datum zu
letzt wieder in Frage gestellt. Strittig 
sind vor allem der Status Jerusa

lems, die definitiven Grenzen sowie 
die Frage der  Rückkehr von Flücht
lingen. . 

Regierungskrise in Jerusalem 
< Nach Angaben von Planungsmi-

niste'r Shaath will Clinton dem isra
elischen'Premier Barak drei Wo
chen ZeiUgeben, seine innenpoliti
schen Schwierigkeiten zu lösen. 
«Die nächsten drei Wochen werden 
zeigen, wohin der Friedensprozess 
geht», sagte Shaath im palästinensi
schen Radio. 

In Israel gab es  am Sonntag Zei
chen, dass der  Koalitionsstreit zwi
schen Regierungschef Barak und 

Draskovic 
beschuldigt 
Milosevic 
BELGRAD: Der bei einem 
Mordanschlag verletzte serbische 
Oppositionsführer Vuk Drasko
vic hat den jugoslawischen Präsi
denten Slobodan Milosevic für 
das Attentat verantwortlich ge
macht  Die Namen der Festge
nommenen bleiben unter Ver
schluss. «Formell haben das At
tentat sicher die Generäle des Si
cherheitsdienstes angeordnet 
Ohne Zustimmung von Milosevic 
hätten sie das aber nicht tun kön
nen», sagte Draskovic der «Welt 
am Sonntag». Draskovic warf der 
jugoslawischen Führung vor, be
reits sechs Attentate gegen ihn 
versucht zu haben. E r  wurde in 
der  Nacht zum Freitag in seiner 
Wohnung in Budva durch zwei 
Schüsse am Kopf verletzt. 


